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Zu einer Anfrage der Abg o Net:.d.rth und Genossen wegen f:dstlcser 

Entlassung zweier Betriebsräte gibt Bundesminister für Verkehr und vef­

staatlichte Betriebe Dip!.. Ing" Wald.bru.nner bek}'Tiflt s ..... ).,.. ______ 4~,l 

Es trifft zu, dass im Werk Graz der VerstaatlicH:en Si..m.mering-GraZo-l 

Pauker A.G~ die beiden in der Al1.frage genannten :Betrie,bsräte fristlos ent""! 

lassen wurden .. Der diesen Entlassungen zug:l'undo liegende Tatbestand ist 

jedoch in Wirkliohkeit wesentlioh anders, als er in, derk1frage dargestellt 

wird .. 

Nach den mir vorliegenden Beriohten fand om 28 0 94> 1950] weder eine 

Betriebsratssitzung statt, noch wurde an diesem Tage seitens des Betriebs­

rates ein Streikbeschlus8 gefasst o Die l~tzte Betriebsratssitzung in den 

kritisohen Tagen wurde are_ 26 .. September 1950abger...alteng inder aber kei­

nerlei Streikbeschluss gefasst wurde. Der sohin an.sgebrochene Streik war 

daher weder vom Betriebsrat beschlossen i noch war er von der Gewerkschaft 

unterstützt und gebilligt. Es handelte sich vielmehr, wie heute allgemein :~. 

bekannt :ist, um einen wilden, von der Gewarkschaft sogar schärfstens miss­

billigten Streik. der keine wi. rtschaftlichen oder gewerkschaftlichen Ziele ,. ",' 

verfolgte. Es wurde dabei sowohl offen als auchv~rsteckt zu Sabotage- und 

Gewaltäkten aufgefordert.; Diesen Bestrebungen haben die heiden inder Anfrage 

genannten Betriebsräte ihre volle Unterstützung -gelienen. Daduroh haben sie 

ilÜ- Betriebsratsmandat,das in einem 'Varstaatlichtdn Unterner.znen von seinem 

Träger ein besonderes Mass von Verantwortung verlangt t gröblioh missbraucht 

und so die Entlassungstatbestände, naoh den Bestimm~~gen des Strafgesetzes und 

nach § 18 Abs .~2 lit"e des Betriebsrätegesetzes gesetzt~, Die Entlassung der oei-

den Betriebsrät3' Rahna Ufid' Scheifinger erfolgte, sodann nioht uUber höhere Weisllllg">;, 

sontlern wurde im Interesse der Au:frechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Betriebe 

auf ein aus dem Kreise des Betriebsrates gestelltes Verla.ngen pfliohtgemäss durch 

die 'Werksleitungausg.esprochen, WOfür nach den ~inschlägigen Best:i.mmung,en des 

Betriebsrätegesetzes die naohträgliche Zustimmung des Einigungsamtes eingeholt 

wurde. Eine Entscheidung des Ein1gungsamtes ist bis jetzt nooh nioht gefallen~ 
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Nach dem Gesagten bin ich sohin nicht in der Lage, ~er Entsohei­

dung des Geriqhtsa bzw., des Einigungsamtes vorzugreifen ,und der Werltaleitung 

einen .Auftrag zur Zurücknahme der Entlassungen zu erteilen e 

Ich erkläre, dass ich nach wie ~or auf den Schutz der' demokratischen 

Rechte der Betriebsräte und Arbeiter in den v~rstaatlichten Bet~iaben ge­

wissenhaft bedacht sein werde, dass ich aber auch fest entschl~'ssen bin" alle 

mir vom GSB~tz geb()tenen MÖfllichkeiten auszuschöpfen, um jedent der sich gegen 

die Gesetze der Demokratie vergebt, aus den verstaatlichten ~trieben,zu 

entfernen, 

-'"o''/tI'''o''' 
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